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Bundessozialgericht

Azo: 7 RKg 13/65

Verkündet am
160

Februar 1968

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

.oooooooooooonoooooocoooooooooooocoooooonoooooocooo09

Beklagte und Revieionsklägerin9

ooocooooooooaoooooocoooocoooooouaooooooooooooo_0000909

Klägerin und Revisionsbeklagtec

Der 7° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 160 Februar 1968 durch

Se■atspräsident R i c h t e r

— Vorsitzender —‚
Bundesrichter Dro K l a ß.

‚
und

Bundesrichter Dr; K r e b s 9
' '

Bundessozialrichter Dro H a t e s a u l und

Bundessozialrichter K r i e g ‘ '

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

_Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom

30„ September 1965 wird zurückgewiesen°

‘Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen
:Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatteno
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Die Beteiligten streiten über die Anwendung und

Auslegung des Begriffs ”erheblich niedriger" in

5 8 Abs„ 2 des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG)

vom 14„ April 1964 (5GBl 1 265)°

Im Haushalt der Klägerin leben sieben Kinder‚

darunter als funftes ihr unehelicher bohn Joacnim

H::133 geb° 19569 Dessen Vater bezieht zu seiner

Rente aus der gesetzlichen Rentenversioherung einen

monatlichen hinderzuschuß von 51,20 DM für Joachim9

der über das zuständige Jugendamt an die Klägerin

ausgezahlt wird° Weitere Unterhaltsleistungen era

hält sie für Joachim dichte Ihrem Antrag auf Zahlung

von Kindergeld nach dem BKGG entsprach die beklagte

Bundesanstalt nur teilweise° Für Joachim lehnte sie

das Kindergeld ab9 weil der (uneheliche) Vater für
ihn Kinderzuschub aus der ■entenversicherung erhalte

(Bescheid vom 50 August 1964)0 Der Widerspruch der
Klägerin blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom

18° September 1964)0 Das Sozialgericht (SG) ver—
urteilte die Beklagte9 das Kindergeld zur Hälfte

für doachim zu gewähren, da es den Kinderzuschuß im

Verhältnis zum gesetzlichen Kindergeld für das

fünfte Kind(7o,—— DM) als "erheblich niedriger“ im

Sinne des 3 8 Abso 2 BKGG ansah (Urteil vom 240 März
1965)° Auf die Berufung der beklagten Bundesanstalt

bestätigte das Landessozialgericht (LSG) die ■echts-
auffassung des Sozialgerichts änderte jedoch die

Entscheidung.insoweit ab, als die Beklagte darin

unmittelbar zur Leistung des halben nindergeldes

verurteilt werden war (Urteil vom 500 öeptember 796533

A
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Die Gewährung von Kindergeld zur Hälfte (@ 8 Abs° 2 BKGG)

sei eine Kann—Leistung° Der Beklagten dürfe daher eine

Erm€ssensausübung;nicht verwehrt werden, wenngleich der

Begriff "erheblich niedriger" im Sinne des Gesetzes hier

zutreffe°

Revision wurde zugelassene

Die Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt„

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

und des Urteils des SG Lübeck vom

240 März 1965 die Klage abzuweisen°

Sie hat in ihrer Revisionsbegründung im wesentlichen aus—

geführt: Die Vorschrift des 9 8 Abs° 2 BKGG sei als Ausnahme—

regelung von Abso 1, der zur Vermeidung von Doppelleist1ngen

gleicher Zweckbestimmung den Kindergeldanspruch in den dort

näher bezeichneten Fällen überhaupt ausschließe, eng auszu—

legeno "Erheblich niedriger" besage nicht das gleiche wie

der Begriff "nicht unerheblich"o Zwischen beiden bestehe ein

gradueller Unterschied; schon deshalb dürfe die nechtsprechung

. des Bu■dessozialgerichts (vgl„ BSG21, 155 ff) zu 3 2 Abs„ 1
Satz 3 des Kindergeldgesetzes (KGG) nicht herangezogen werdeno
Im Gegensatz zu 5 2 Abs° 1 Satz 3 KGG, der den Unterhalt von
Pflegekindern betreffe, könne der Begriff "erheblich“ in

5 8 Abso 2 BKGG nur nach einem objektiven Maßstab beurteilt

werden; denn hier werde eine dem Betrage nach feststehende

Leistung dem jeweils in Betracht kommenden hindergeld gegen—
übergestellt° Gemessen an der Differenz werde dann festge—

stellt, ob sie erheblich niedriger sei° Eine Möglichkeit,

nach den sozialen Verhältnissen des Einzelfalles zu entscheiden,

lasse schon der Wortlaut des 3 8 Absc 2 BKä}nicht zu° In der

früheren Regelung des & 3 Abs„ 3 Satz 2 (zu Abs„ 2 Nr.?) KGG
sei nur vorgesehen gewesen, als Härteausgleich den Kinderzu—

schuß aus den gesetzlichen Rentenversicherungen unter 90 V°H°
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gemessen am gesetzlichen Kindergeld bis zu dessen

Höhe aufzustecken° Also sei dem Betroffenen dort

ebenfalls eine Einbuße zugcmutet wordeno Von dem

Grundsatz, den kinderzuschuß nur bis zu 100 VOHO

aufzustocken9 dürfe nicht abgewichen werdeno

Ziehe man die obere Grenze für die andere Leistung

nicht bei 50 V„H„ des jeweils in Betracht

kommenden Kindergeldes, so würde durch die Anwendung

des @ 8 Abs„ 2 BKGG der Betrag des vollen gesetzlichen

kindergeldes überschrittcno Das bewirke eine un—
»

gleiche Behandlung gegenüber den Beziehern des ge—

setzlichen hindergeldeso Aus alledem folge9 daß erst

eine Abweichung von 50 VOHO als "erheblich niedriger"

im Sinne des 9 8 Abs„ 2 bKGG gewertet werden könnec

Die Klägerin ist nicht vertreten, sie hat keine Er—

klärungen zur Revision abgegebeno
‚

‘ ‘

’II

Die nach @ 162 Abs° 1 Nro 1 des Sozialgerichtsge—

setzes (SGG) zugelassene ■evision ist form- und

fristgerecht eingelegt sowie begründet worden„ die

kann jedoch keinen Erfolg haben„

Der Anspruch auf Kindergeld, dessen Voraussetzungen

die Klägerin nach @ 2 Abs() 1 are 4 und 9 3 Abso 3

BKGG auch für Joachim Ho erfüllt? wird durch 9 8

Abso 1 Nr„ 1 BKGG ausgeschlossen9 weil der Vater

dieses unehelich geborenen Kindes einen Kinderzu—

schuß aus der gesetzlichen Rentenversicherung er—

hälto Der Klägerin kann jedoch nach @ 8 Aber 2 BKGG

das Kindergeld zur Hälfte gewährt werden‚ wenn

die andere Leistung erheblich niedriger ist als das

kindergeldo Bei dem hier wesentlichen Merkmal
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"erheblich niedriger" handelt es sich um einen unbestimmten

Rechtsbegriff, dessen Anwendung einer richterlichen Über—

prüfung zugängig ist (Peters/Sautter/Wolff 9 54 SGG Anm„ 2 e‚
cc)° Das Revisionsgericht kann die Anwendung unbestimmter

Rechtsbegriffe namöhtlich daraufhin nachprüfen, ob der

Rechtsbegriff selbst verkannt ist oder ob bei der Unterm

ordnung des Sachverhalts etwa Denkgesetze oder allgemeine

Erfahrunussätze verletzt sind oder*ob die ßewertungvegen

Außerachtlassung wesentlicher Umstände offensichtlich fehler—

haft ist (Peters/Sautter/iolff @ 162 SGG Anmo 5 f)„ Das LSG

hat keine dieser nachprüfbaren Möglichkeiten verletzt und

zu Recht entschieden, daß ein Unterschied von 27„ VCH,

zwischen der anderen Leistung (Kinderzuschuß) und dem

gesetzlichen Kindergeld als "erheblich niedriger" im Sinne

des © 8 Abso 2 BKGGanzusehen ist°

Das BKGG erläutert zwar nicht unmittelbar, was unter "erheb-

lich niedriger" zu vestehen ist, es verwendet aber den ähn-

lichen (unbestimmten) Rechtsbegriff “nicht unerheblich" in

5 2 Abs° 1 Nr° 6 BKGG hinsichtlich des Unterhalts von Pflege—

kindern° Hierzu hat das BSG bei der dem inhalt nach gleichen

früheren—Fassung des 9 2 abs° 1 Satz 3 KGG bereits entschieden

(BSG 21, 155 ff), daß ein betrag dann als "nicht unerheblich"
anzusehen ist, wenn er nominell ins Gewicht fällt und im

Hinblick auf den Gesamtaufwand des fflegevaters etwa 25 vo Ho

des maßgeblichen Gesamtbetrages ausmacht° Zwar ist der Beklagten

zuzugeben, daß ein objektiver Maßstab anzulegen ist„ Dennoch

bestehen keine grundsätzlichen Bedenken, in Anlehnung an die

vorausgegangene Rechtsprechung bei 3 8 Abso 2 BKGG ebenfalls

eine Leistung als "erheblich niedriger" anzuseheng die um

mehr als 25 V„Ho hinter dem gesetzlichen Kindergeld für das

betreffende Kind zurückbleibt° Zudem besagt auch sprachlich?
die doppelte Negation " nicht unerheblich” im wesentlichen das

gleiche wie das positive Wort "erheblich"; jedenfalls gilt
dies für den Bereich sozialer; Aufwendungen und Leistungen°
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Der Auslegung, die die Beklagte dem 9 8 Abs„ 2 BKGG

in ihren internen Verwaltungsvorschriften gibt

(vglc Nr° 148 des Hunderlasses 261/66 vom 5c August
1966„ abgedruckt in Berndt/Dreeger‚ VIII zu gg 6—8
BKGG)9 ist nicht zu folgeno Schon aus der Amt—

lichen Begründung zu 9 8 Abs° 2 BKGG (Bundestags—

'Drucks° IV/818 vom 7„ Dezember 1962 so 16) läßt
sich entnehmen‚ daß unter Umständen die andere

Leistung und das halbe nindergeld zusammen einen

höheren Betrag ergeben als das volle Kindergeld

für das betreffende Kindo*Nach der Amtlichen 8e—
gründung sollte? wenn die andere Leistung aus—

nahmsweise niedriger ist als das Kindergeld,

unter bestimmten Voraussetzungen der halbe Betrag

des Kindergelds gewährt werden können: "Da das

Kindergeld durch Rechenmasohinen angewiesen werden

soll, würde die Gewährung des Unterschiedsbetrages

zwischen dem Kindergeld und den niedrigeren Leistungen

die Verwaltungsarbeit unangemessenerweise ver—
mehren"o Danach hat der Gesetzgeber erkannt9 daß der

volle Satz des gesetzlichen hindergelds hin und

wieder überschritten werden kann, wenn die Hälfte

des Kindergelds zusätzlich zu der anderen Leistung

gewährt wird„ Er hat indessen diese Folge hinge—

nommen9 um unangemessene Verwaltungsarbeit zu
vermeiden° Schließlich sprechen auch diese den Ge—

setzgeber leitenden nrwägungen dagegen den Begriff

"erheblich niedriger" in 3 8 Abs„ 2 BKGG auf einen
Unterschiedsbetrag von mindestens 50 V„MC zum vollen

gesetzlichen Aindergeld zu begrenzen„ Jenn der

Gesetzgeber bei der Aufgabe der alten degelung des

% 3 Abso 3 Satz @ KGG und ihrem Ersatz durch & 8

Abso 2 BKGG weiterhin ausschließen.wollte7 daß der

Kinderzuschuß aus der gesetzlichen Rentenversicherung

und die Leistung nach dem BKGG zusammen den betrag

„7_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 7 _

des vollen gesetzlichen Kindergeldes nicht überschreiten,

so hätte es nahegelegen, dies im Wortlaut der Neufassung

zum Ausdruck zu-bringenn Dies ist.jedoch im Abschnitt

"Leistungen" des BKGG nirgendwo gescheheno Vielmehr

ist die alte Ausnahmeregelung (Härteklausel) des 9 3
Abso 5 Satz 2 KGG allein durch die neue "Mann—Vorschrift"

des @8 Abs„ 2 BKGGersetzt wordeng die durch die—Einführung
des Begriffs (Merkmale) "erheblich niedriger" die Er—

mächtigung gibt, im Rahmen zweckhedingten Ermessens durch

die Gewährung des Kindergeldes zur Hälfte in den ent—
sprechenden Fällen jeweils Härten auszugleichen°

Nach alledem steht es mit Wortlaut und Zielsetzung des

© 8 Abs° 2 BKGG im Einklang, Kinderzuschüsse aus den
gesetzlichen Rentenversicherungen, die um mehr als 25 V°Ho

unter dem Betrag des gesetzlichen Kindergelds (@ 10 BKGG)
liegen9 als Leistungen zu bewerten, die erheblich niedriger

sind als das Kindergeld° Deshalb hat das LSG die Bescheide

der Beklagten vom 5° August 1964? soweit darin Kindergeld—

für Joachim H° versagt wird9 und vom 18° öeptember 1964

zu Recht aufgehoben° Die Revision der Beklagten ist daher

als unbegründet zurüCkzuweisen (@ 170 Abso 1 Satz 1 SGG)„

Die Kostenentscheidung beruht auf 9 193 SGG°
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